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nanzierungsverfahren von Bund und Kanto-
nen tiefgreifend. Indem der Bund beispielsweise 
Global- oder Pauschalbeiträge über eine Perio-
de von vier Jahren gewährt, erhalten die Kan-
tone mehr Handlungsspielraum.2 Darüber hin-
aus beteiligen sich die Kantone an einem System 
des Bundes mit Mechanismen zur Kontrolle 
(«Controlling»), Überwachung («Monitoring») 
und Erarbeitung von Berichten («Reporting»). 
Prominente Beispiele für Programmverein-
barungen sind das nationale Gebäudesanie-
rungsprogramm von 2010 und die spezifische 
Integrationsförderung von 2014.

Zahl der Vereinbarungen wächst

Obwohl sich die Wirksamkeit der Programm-
vereinbarungen gezeigt hat, sind diese auch 
mit Schwierigkeiten verbunden. Insbesonde-
re der Anstieg der Zahl der Verträge seit 2008 
scheint problematisch: Gegenwärtig sind 536 
Vereinbarungen in Kraft, für die der Bund rund 
13 Milliarden Franken budgetiert. Das ist 2,5 
Mal mehr als das Budget des Finanzausgleichs.

Wenn die Zahl im bisherigen Ausmass zu-
nimmt, führt dies zu einer starken Verflech-
tung, die dem im Jahr 2008 angestrebten Ziel 
zuwiderläuft. So sehen sich die Kantone teil-
weise nicht in der Lage, die vom Bund finan-
zierten Aufgaben zu bewältigen – während der 
Bund seine Entscheidungskompetenz abgibt.3 
Damit wird das Prinzip der fiskalischen Äqui-
valenz4 verletzt, was einen Verlust an Zustän-
digkeiten und Kontrolle zur Folge hat.

In einer Dissertationsarbeit der Universi-
tät Lausanne wurden Programmvereinbarun-
gen aus den fünf Bereichen Natur- und Land-
schaftsschutz, Strassenlärm, Denkmalpflege, 

D ie am 1. Januar 2008 eingeführte Neuge-
staltung des Finanzausgleichs und der 

Aufgabenteilung zwischen Bund und Kanto-
nen (NFA) hatte in erster Linie den Zweck, die 
Effizienz öffentlicher Leistungen zu verbes-
sern. Dazu sollten die Aufgaben und ihre Fi-
nanzierung entflechtet, die Zentralisierung 
der Aufgaben beim Bund gebremst und die 
Autonomie der Kantone gestärkt werden.1

Die Aufgabenentflechtung kann als mehr-
heitlich gelungen beurteilt werden: Für sieben 
öffentliche Aufgaben ist nun ausschliesslich 
der Bund zuständig, während zehn weite-
re Aufgaben den Kantonen zugewiesen wur-
den. Insgesamt 35 Aufgaben sind explizit als 
Verbundaufgaben definiert, welche Bund und 
Kantone gemeinsam wahrnehmen. Davon sind 
21 Aufgaben im Rahmen von sogenannten Pro-
grammvereinbarungen geregelt.

Programmvereinbarungen sind öffentlich-
rechtliche Verträge, die zwischen dem zuständi-
gen Bundesamt und den Kantonen abgeschlos-
sen werden. Durch diese innovativen Verfahren 
verändern sich die bisherigen Vollzugs- und Fi-
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1	 Bundesrat (2001).
2	 Mathys (2016).
3	 Vatter, 2017, S. 10.
4	 Art. 43a Abs. 2 und 3 BV.
5	 Mathys (2018).
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Regionalpolitik und Integrationsförderung 
auf die erwähnte Problematik analysiert.5 
Dazu wurden die Vereinbarungen aus den 
Kantonen Bern, Genf, Uri, Waadt, Wallis und 
Zürich miteinander verglichen. Aufgrund der 
starken Unterschiede zwischen den Kantonen 
ist es schwierig, allgemeine Schlussfolgerun-
gen zu ziehen. Doch die Rückmeldungen von 
rund 30 kantonalen Akteuren eröffnen analy-
tische Perspektiven.

Notwendige Verbesserungen

Die Programmvereinbarungen fallen im All-
gemeinen zur Zufriedenheit der Kantone aus, 

wie die Rückmeldungen zeigen. Kritisiert wur-
den allerdings ein unverhältnismässig grosser 
Umfang der Verwaltungsaufgaben, ein unge-
nügender Austausch zwischen den Kantonen 
und dem Bund sowie zu anspruchsvolle Kont-
rollen durch den Bund (siehe Abbildung).

Die NFA sieht eine strikte Rollenteilung 
vor: Während die Strategie Sache des Bun-
des ist, sind die Kantone für die Umsetzung 
zuständig. Dadurch soll die Zusammenarbeit 
zwischen den beiden institutionellen Ebenen 
gefördert werden. Die Umfrageergebnisse zei-
gen jedoch, dass das nicht immer der Fall ist. 
Zum einen werden bei einem Drittel der unter-
suchten Fälle die strategischen Vorgaben des 

Die Integrations­
förderung im Kanton 
Zürich zählt zu den 
vorbildlichsten Pro­
grammvereinbarun­
gen. Transkulturelle 
Mutter-Kinder-
Gruppe in der Stadt 
Zürich.
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Kritische Aspekte der Programmvereinbarungen aus Sicht der Kantone

Lesebeispiel: Bei der Programmvereinbarung zum Strassenlärm waren die kantonalen Akteure der Auffassung, dass der 
Verwaltungsaufwand gering ausfiel (3,6), aber der Austausch mit dem Bund nur durchschnittlich war (2). 

Bundes nicht anerkannt. Zum anderen be-
klagt die Hälfte der Kantone ein geringes In-
teresse des Bundes. Dies ist hauptsächlich bei 
der Denkmalpflege der Fall, wo die Bundes-
beiträge nicht ausreichen. Hier sehen sich die 
Kantone sowohl für die Umsetzung in der Pra-
xis als auch für die strategische Steuerung zu-
ständig.

Positive Bilanz in Zürich und Genf

Von allen untersuchten Programmvereinba-
rungen sticht die Integrationsförderung im 
Kanton Zürich für die Jahre 2014 bis 2017 am 
positivsten hervor. Eindrücklich ist dabei die 
Zusammenarbeit des Kantons mit den Ge-
meinden: Im Jahr 2015 beteiligten sich 61 der 
insgesamt 169 Gemeinden an der Umsetzung 
und unterzeichneten freiwillig einen Leis-
tungsvertrag, der mit dem Modell der Pro-
grammvereinbarung vergleichbar ist. Dank 
der Zusammenarbeit mit den Gemeinden 
konnte der Kanton zusätzliche Finanzierungs-
quellen erschliessen und Erfahrungen austau-
schen. Da der Kanton Zürich über kein kanto-
nales Integrationsgesetz verfügt, übernimmt 
er im Allgemeinen die Richtlinien des Bundes.

Im Gegensatz zum Kanton Zürich verfügt 
der Kanton Genf seit 2001 über ein eigenes In-
tegrationsgesetz und arbeitet weniger inten-

siv mit seinen 45 Gemeinden zusammen. Dies 
stimmt mit der von Frankreich geprägten Tra-
dition der Westschweizer Kantone überein, die 
eine stärkere Zentralisierung bewirkt. Trotz 
dieser Unterschiede ist auch das Genfer In-
tegrationsprogramm (PIC I) ein Erfolg. Beim 
nächsten Programm sollen jedoch die Part-
nerschaften mit den Gemeinden mithilfe einer 
Steuerungsgruppe intensiviert werden. An der 
Erarbeitung der kantonalen Integrationspro-
gramme (KIP I und KIP II) wirken über 300 Ak-
teure und verschiedene Konferenzen mit.

Die am wenigsten überzeugende Pro-
grammvereinbarung stammt aus dem Kan-
ton Uri: Sie betrifft die Förderung der Regio-
nalpolitik für den Zeitraum 2008 bis 2015. Die 
Projekte Andermatt-Sedrun (2010) und Gott-
hard-Tunnel (2012) haben zwar zur Entwick-
lung des Kantons beigetragen, doch kämpft Uri 
mit grossen Defiziten und strukturellen Her-
ausforderungen. Der Zentralschweizer Kanton 
sah sich daher gezwungen, im Tourismusbe-
reich gewisse Projekte aufzugeben oder aufzu-
schieben. Ausserdem weist der rechtliche Rah-
men der Neuen Regionalpolitik Lücken und 
Mängel auf. Dadurch besteht das Risiko, dass 
die Gelder teilweise für andere Ausgaben ver-
wendet werden. Schliesslich werden die Akti-
vitäten des Kantons in diesem Bereich durch 
mangelnde interne Kontrollen beeinträchtigt. 
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Umfang der Verwaltungsaufgaben Austausch zwischen den Kantonen Austausch mit dem Bund Vollzugskontrollen durch den Bund
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Im Rahmen der Programmvereinbarung 2016 
bis 2019 hat sich Uri deshalb verpflichtet, die 
Kontrollen auszubauen.

Austausch stärken

Abschliessend lässt sich sagen: Die Erfolge, 
die in den letzten zehn Jahren in der Praxis 
mit Programmvereinbarungen erzielt wurden, 
rechtfertigen dieses innovative Instrument 
für die vertikale Zusammenarbeit auf ver-
schiedenen Ebenen. Angesichts des Umfangs 
und der damit verbundenen Herausforderun-
gen muss es jedoch weiterentwickelt werden. 
Beispielsweise könnte man künftig mehrere 
Kantone in einer Vereinbarung bündeln, um 
den Verwaltungsaufwand zu reduzieren.

Grundsätzlich wäre es von Vorteil, wenn die 
Kantone über eine umfassende Liste des Bun-
des mit allen bestehenden Programmvereinba-
rungen verfügen würden. Allenfalls wäre eine 

Online-Plattform sinnvoll, wo die Kantone ihre 
Erfahrungen über geeignete Wirkungsmodelle 
austauschen könnten.6 Vor diesem Hintergrund 
ist es bedauerlich, dass die Programmvereinba-
rungen nicht mehr in den Wirksamkeitsberich-
ten zum Finanzausgleich enthalten sein werden, 
die von der Eidgenössischen Finanzverwaltung 
(EFV) veröffentlicht werden.7 Diese vermochten 
bisher einen Gesamtüberblick über die Vereinba-
rungen zu vermitteln.

Laetitia Mathys
Forschungsassistentin am Institut de hautes études en 
administration publique (IDHEAP), Universität Lausanne
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